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Tagesordnungsantrag Nr. 1  

zum Gesetzentwurf Nr. 40/XVI 

„Bestimmungen in Sachen Bürgergenossenschaften“ 

Der in Anwendung des Delegierungsgesetzes Nr. 53 vom 22. April 2021 ausgearbeitete Entwurf 
des gesetzesvertretenden Dekretes betreffend die Umsetzung der EU Richtlinie 2018/2001 zur 
Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen sieht eine Reihe von Maßnahmen zur 
Erreichung der im Rahmen der Europäischen Union gesteckten Ziele, sprich die Dekarbonisierung 
des Energiesystems bis zum Jahr 2030 und den vollständigen Kohleausstieg innerhalb des Jahres 
2050, vor. Der Entwurf enthält die zur Umsetzung der im Nationalen Plan für Aufbau und Resilienz 
(PNRR) vorgesehenen Maßnahmen auf dem Sachgebiet der erneuerbaren Energie, mit dem Ziel, die 
verpflichtenden europäischen Vorgaben der Treibhausgasemissionen innerhalb 2030 um mindestens 
55% im Vergleich zum Jahr 1990 zu reduzieren (Förderung der Nutzung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen – Akt der Regierung Nr. 292, Dossier, Senat der Republik XVIII.). 

Eine wichtige, in der EU-Richtlinie 2019/944 betreffend die gemeinsamen Vorschriften für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Änderung der Richtlinie 2012/27/EU enthaltene Neuerung betrifft 
die Einführung, im Artikel 16, des Begriffes der „Bürgerenergiegenossenschaften“. 

Dabei handelt es sich um ein Rechtsinstitut, das auf der offenen und freiwilligen Mitgliedschaft von 
natürlichen Personen, Gebietskörperschaften oder Kleinunternehmen beruht, wobei der Hauptzweck 
der Bürgerenergiegenossenschaften nicht in der Erwirtschaftung finanzieller Gewinne besteht, 
sondern darin, ihren Mitgliedern und Anteilseignern oder den lokalen Gebieten, in denen sie tätig 
sind, Umwelt-, Wirtschafts- oder soziale Gemeinschaftsvorteile zu bieten. Die 
Bürgerenergiegenossenschaften können in den Bereichen Energieerzeugung, auch aus erneuerbaren 
Quellen, der Energieverteilung, -versorgung, dem Verbrauch, der Aggregierung, 
Energiespeicherung, der Energieeffizienzdienstleistungen oder Ladedienstleistungen für 
Elektrofahrzeuge tätig sein oder andere Energiedienstleistungen für ihre Mitglieder oder 
Anteilseigner erbringen. Für die Errichtung der Bürgerenergiegenossenschaften kann jegliche 
Rechtsform gewählt werden (z.B. jene der Vereinigung, der Genossenschaft, einer Organisation 
ohne Gewinnabsichten, oder die Form eines kleinen oder mittleren Unternehmens). Die Mitglieder 
einer Bürgerenergiegenossenschaft behalten ihre Rechte und Pflichten als Haushaltskunden oder 
aktive Kunden bei. Die Bürgerenergiegenossenschaften müssen die Möglichkeit haben, auf dem 
Markt gegenüber den anderen Marktteilnehmern zu gleichen Bedingungen und diskriminierungsfrei 
aufzutreten und die Rolle eines Endkunden, Erzeugers, Versorgers, Verteilernetzbetreibers zu 
übernehmen. (Gemeinsame Bestimmungen für den internen Energiemarkt Akt der Regierung Nr. 

294 – Unterlagen für die Beratung der Akte der Regierung, Senat der Republik XVIII). 
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Auf staatlicher Ebene werden mit Artikel 14 des Aktes der Regierung Nr. 294, mit dem die 
Richtlinie 2019/944 umgesetzt wird, Bestimmungen im Hinblick auf die aktiven Kunden und die 
Bürgerenergiegenossenschaften eingeführt. 

Allem voran wird festgeschrieben, dass die Endkunden das Recht haben, als aktive Kunden auf dem 
Markt zu handeln, ohne unverhältnismäßigen oder diskriminierenden Verfahren oder Abgaben 
sowie nicht kostenorientierten Netzentgelten unterworfen zu sein. Die aktiven Kunden haben das 
Recht, entweder direkt, über Aggregatoren oder über einer Energiegenossenschaft tätig zu sein; sie 
haben das Recht, selbst erzeugte Elektrizität zu verkaufen, auch mittels Verträgen über den Bezug 
von Strom; sie haben das Recht, an Flexibilitäts- und Energieeffizienzprogrammen teilzunehmen; 
sie können einen Dritten mit dem Management der für ihre Tätigkeiten erforderlichen Anlagen 
betrauen, einschließlich deren Einrichtung, Betrieb, Datenverarbeitung und Wartung, wobei der 
Dritte nicht als aktiver Kunde gilt; sie sind kostenorientierten, transparenten und 
diskriminierungsfreien Netzentgelten unterworfen, bei denen die in das Netz eingespeiste 
Elektrizität und die aus dem Netz bezogene Elektrizität getrennt ausgewiesen werden, damit 
sichergestellt ist, dass sie in geeigneter und ausgewogener Weise zu den Gesamtsystemkosten 
beitragen; sie sind für die von ihnen im Stromnetz verursachten Ungleichgewichte finanziell 
verantwortlich; in dieser Hinsicht sind sie Bilanzkreisverantwortliche, oder sie delegieren die 
Bilanzkreisverantwortung gemäß Artikel 5 der Verordnung (EU)2019/943 an Dritte.  

An den Bürgerenergiegenossenschaften können alle interessierten Personen teilnehmen, die von der 
Genossenschaft mit denselben Garantien und denselben Rechten austreten können, die im Artikel 7 
für den Anbieterwechsel vorgesehen sind. Die Genossenschaft ist in mindestens einem der Bereiche 
Energieerzeugung, -verteilung, -versorgung, dem Energieverbrauch, der Aggregierung, der 
Energiespeicherung, der Energieeffizienzdienstleistungen oder der Ladedienstleistungen für 
Elektrofahrzeuge tätig oder kann andere Energiedienstleistungen erbringen. Die 
Bürgerenergiegenossenschaften sind Rechtssubjekte des Privatrechts und können jedwede 
Rechtsform annehmen, unbeschadet dessen, dass im Gründungsakt derselben der von ihnen 
verfolgte Hauptzweck zugunsten der Mitglieder oder der Anteilseigner oder des Gebietes, in dem 
sie tätig sind, anzuführen ist, der nicht in der Erwirtschaftung finanzieller Gewinne besteht, sondern 
darin, Umwelt-, Wirtschafts- oder soziale Gemeinschaftsvorteile zu bieten. 

In Beantwortung der an den Landeshauptmann von Trient gerichteten Anfrage Nr. 3031/XVI 
„Errichtung der Bürgerenergiegenossenschaften auf dem Landesgebiet“, wurde betont, dass in dem 
mit dem Beschluss der Landesregierung Nr. 952 vom 22. Juni 2021 genehmigten Landesenergie- 
und Umweltplan 2021-2030, eine Reduzierung, um 55%, der umweltschädlichen Emissionen bis 
zum Jahr 2030 im Vergleich zum Jahr 1990 vorgesehen ist. Im Plan werden die potentiellen 
Vorteile angeführt, die sich in der Provinz Trient durch die Errichtung von 
Energiegenossenschaften ergeben, so dass diese darin als strategisch angesehen werden: Diese – 
würden – in rein umwelttechnischer Hinsicht – die lokale Weitergabe der elektrischen und/oder 
thermischen, aus erneuerbaren Quellen produzierten Energie, möglich machen, dadurch die fossilen 
Brennstoffe begrenzen und einerseits mehr Möglichkeiten bieten, die verfügbare Energie an die von 
den Nutzern geforderten Mengen anzupassen. Andererseits wäre es auch möglich, 
Energiespeicherungssysteme zu realisieren. Andererseits eignet sich das Trentino angesichts seiner 
geographischen Beschaffenheit, seinen Tälern mit kleinen Zentren, seinen zahlreichen Anlagen 
erneuerbarer Energie und der Erfahrung der örtlichen Körperschaften in diesem Bereich für diese 
Energierevolution, bei der die Umweltkomponente mit der Notwendigkeit, soziale und 
wirtschaftlichen Nutzen zu bringen, Hand in Hand geht.  

Im Antwortschreiben wird zudem angeführt, dass das Land zwecks Unterstützung dieser Strategie, 
multidisziplinäre Untersuchungen und Studientätigkeit vorantreibt, auch durch die Implementierung 
von Versuchsprojekten, um konkret die Machbarkeit von Energiegenossenschaften zu prüfen und 
ein örtliches Ökosystem zu definieren, welches deren Bildung fördert und deren schnelle 
Replizierbarkeit und Skalierbarkeit ermöglicht. 
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Der Mitteilung der autonomen Provinz Trient Nr. 3089 vom 29. Oktober 2021 ist zu entnehmen, 
dass mit Ablauf 1. Jänner 2022 bei der Agentur für die Wasser- und Energieressourcen, welche 
auch in Zusammenarbeit mit lokalen Forschungseinrichtungen und dem Trentiner 
Gemeindenverband an der Entwicklung der Energiegenossenschaften im Trentino arbeitet, ein 
Verzeichnis zwecks Erfassung der bestehenden Genossenschaften angelegt wird. Dabei werden 
folgende Zielsetzungen verfolgt: 

- die Kenntnisse über diese Gegebenheiten zu erhöhen, die Bevölkerung, die örtlichen 
Körperschaften und die kleinen Betriebe über die Vorteile, welche die 
Energiegenossenschaften erzielen können, zu informieren; 

- die örtlichen Realitäten des Trentino zu koordinieren und die unternommenen 
Anstrengungen auf gemeinsame Ziele auszurichten;  

- den Dialog zwischen den Talgemeinschaften und den anderen Akteuren des Systems, das 
Ministerium für den ökologischen Übergang (Ministero della transizione ecologica, kurz 
MiTE), die Regulierungsbehörde der Energiedienste und den „Gestore di Servizi Energetici“ 
(GSE) mit eingeschlossen, zu fördern; 

- in die Entwicklung dieses Vorhabens auch die Forschungseinrichtungen des Landes und des 
Staates mit einzubeziehen (Comunità energetiche rinnovabili: attivo dal 1° gennaio l’elenco 
ricognitivo provinciale“ – Mitteilung der Autonomen Provinz Trient Nr. 3089). 

 

Dem Bericht zum vorliegenden Gesetzesentwurf ist Folgendes zu entnehmen: 
„Bürgergenossenschaften engagieren sich von Struktur und Natur aus für das Wohl der gesamten 

lokalen Gemeinschaft, des gesamten Bezugsgebietes weit über die Anzahl der eigenen Mitglieder 

hinaus. Sie bieten Güter und Dienstleistungen im Interesse der Allgemeinheit eines bestimmten 

Gebietes und der gesamten Gemeinschaft vor Ort. Was die Bürgergenossenschaften am besten 

charakterisiert, ist gerade die enge – beinahe symbiotische – Verbindung mit einem Gebiet und der 

dort ansässigen lokalen Gemeinschaft. Ein zweites grundlegendes Merkmal besteht darin, dass die 

von den Bürgergenossenschaften erbrachten Güter und Dienstleistungen – die Wiedergewinnung 

und Wiederbelebung historischer Gebäude, der Schutz und die Aufwertung von Kultur- und 

Umweltgütern – nicht den einzigen Nutzen für die jeweils betroffenen Gemeinschaften darstellen.“ 

Angesichts der vorgebrachten Erwägungen und in Anbetracht der Tatsache, dass die Gebiete des 
Trentino und Südtirols sowohl aufgrund ihrer geographischen Beschaffenheit, der sozialen Struktur 
und auch hinsichtlich der zur Verfügung stehenden natürlichen Ressourcen ähnlich sind, wäre es 
angemessen, den im Trentino bereits eingeschlagenen Weg weiter zu beschreiten und 
Vergleichsstudien über die auf dem Staatsgebiet bestehenden Energiegenossenschaften anzustellen, 
um herauszufinden, welche davon als die geeignetsten angesehen werden können, sowie um das 
Know-how zu erwerben, das es ermöglicht, ähnliche Modelle auch auf dem Gebiet der Region zu 
replizieren und weiterzuentwickeln. 

 

All dies vorausgeschickt, 

verpflichtet der Regionalrat von Trentino-Südtirol 

die Regionalregierung, 

 

1. die von den Provinzen Trient und Bozen sowie den auf dem Gebiet der Region tätigen 
Forschungseinrichtungen und – stiftungen vorangetriebenen vergleichenden Studien der in Italien, 
Europa und weltweit tätigen Energiegenossenschaften im Hinblick auf die Ermittlung der sich 
hierfür als am meisten geeigneten Form zu koordinieren, mit dem Ziel, die notwendigen Kenntnisse 
zwecks Definition eines Organisationsmodells der Energiegenossenschaften zu erlangen, das mit 
dem neuen staatlichen Gesetzesrahmen in Einklang steht und geeignet ist, im sozio-ökonomischen 
Kontext von Trentino-Südtirol repliziert zu werden, wobei insbesondere folgende Aspekte zu 
berücksichtigen sind: a) Aufwertung der Wasserableitungen und der von der öffentlichen Hand 
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geführten Wasserkraftwerke im Lichte einer geteilten und gemeinsamen Gebarung, um die Prozesse 
der ökologischen Umwandlung in den örtlichen Gemeinschaften zu fördern; b) die Entwicklung 
neuer Anlagen zur Produktion von Strom und/oder thermischer Energie, welche auf alternative 
Quellen wie Sonne, Wind und Biomasse setzen. 

 

Gez.: DIE REGIONALRATSABGEORDNETEN 

 Alex MARINI 

 Diego NICOLINI* 

 

*Der Regionalratsabgeordnete Nicolini bestätigt seine Unterzeichnung mittels zertifizierter Post. 

 

 

 


